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den als lose Verkáunidungen und offenbare Unwahrheit
ten von se bst dahin fallen:

Geht über diese gemachte Motion zur Tagesord-
«ung über.

Dem Protokoll gleichlautend.
Der Gerichtsschreibcr am oberst. Gerichtsh.

I. F. H ür ne r.

Beilage.
Sentenz über Samuel Steiger. (")

kuzern den 22. Honiung 1799

Wir Präsident und Mitglieder des obersten Gr
richtshof der helvetischen einen uns üttkbcilbai.« Re-
publtk, Urkunden hiermit:

Da aus einer von dem Kantvnsger ch^ Lftgau in
erster Instanz beurtheilten und auf Appellation des
Jnguisiten an den obersten Gerichtshof eingesandten
Krnniualprozrdur erhellet

Daß der Samuel Steiger von Zofingen in ano-
nymen Briefen die schändlichsten Lästerungen und Ver
wünschungen über die fränkische Nation/ deren Armee
und ihre Befehlshaber/ selbst über die conststuirten
Gewalten, und die Patnoten Helveticns, so wie über
die neue Ordnung der Dinge überhaupt, ausgestosscn
habe. Daß derselbe ebenfalls zwei anonyme Briefe
nach Oberhasle im Kanton Oberland geschrieben, in
welchen er die dortigen Einwohner zum Widerstand gc-
gen die Franken ermähnt.

Daß er Paßqaillen gegen zwei patriotischgcsinnt:
Bürger von Zofingen verfertigt habe-

Daß hingegen keine Spur vorhanden ist, daß der
Steiger in gefährlichen Verbindungen gestanden und
Komplotte oder Verschwörungen gegen den Staat
angezettelt habe.

Daß die von ihm geschriebenen Briefe, und sein
schon seit mehrern Monaten vor seiner Inhastirung
geführtes Tagebuch, so wie die Verhöre und die von
ihm während der Prozedur verfaßten Schriften unver
kcnnbar einen mystisch-fanatisch-religiösen Senn be-

weisen.
^

Daß seine Ausfälle gegen die neue Verfassung
nicht die geringsten bösen Folgen gehabt.

Daß er endlich eine sehr lange und harte Getan-
genschaft ausgestanden und von der lebhaftesten Reue
durchdrungen scheint

Als haben wir, nachdem wir unterm 30 Januar

Dieß ist die einzige und wahre Sentenz, welche der
oberste Gerichtshof in den konstitutionellen Formen ge-
gest Samuel Steiger gefällt hat, die, bis aas weiters,
zu näherer Beleuchtung jener Rede», die unterm 18.
Februar im helvetischen Senat (hiemit vor anSM'fMcr

^ Sentenz) gefallen sind, ihrem Inhalt nach eingernit sind.

I?99 gegen Steiger als einen Staatsverbrecher die
Anklage ausgesprochen, vereiniget mit den Bürger
Suppleanten, in Erwägung obiger beschwerender und
miiderndcr Thatsachen;

Znrechtgesprochen und erkennt:

1. Es soll der Samuel Steiger vor das Ka»s
tonsgericht Argon gebracht und demselben dort eine
ernstliche Verniahnung über sein Vergehen mit Ware
nnng für die Zukunft ertheilt werden.

2. Derselbe ist des Notariats cnlsczt.
3- Es ist ihm für 6 Jahr der strengste Hausars

rest auferlegt.
4, Derselbe ist lebenslänglich semes Mivbürgcr,

rechts bcraibt.
5. Es ist ihm ebenfalls lebenslänglich unter gross

ser Vc-autwo tl-chkcit aller Briefwechsel untersagt.
6> Er ist ja Bezahlung aller Prozcßkostcn verfällt.
7) Gegenwärtige Sentenz soll dem Vollzichungss

direkconuin zur Execution zugestellt und dem Kans
tonsgericht Argau mitgetheilt werden.

Gegeben unter unserm Siegel und der Unterschrist
niiftrs Präsidenten »nd Secretaüs in Luzcrn, den
zwei und zwanzigsten Hornung des Jahrs Eintausend
Siebenhundert neunzig und neun (Ao. 1799).

Der Präsident am obersten Gerichtshof,
Schnell.

DtM Original gleichlautend,
D?r Gerichtschreiber am Obergerichtshof,

H ü r n e r.

Gesezgebli n g.
Grosser Rath, 7. Hwrnnng.

(Fortsetzung.)
§ 6. Cartier glaubt durch diesen § erhalte di'e

Gesezgebung richt-rliche Gewalt, und er wünscht daß
die Gmn.indm mehr Recht erhalten, ihre Ansprache»»
beim Richter zu verfolgen Escher glaubt, Cartie?
vcrst he den Sinn dieses Gesetzes nicht hinlänglich,
denn die Gestzgeber haben hiedurch keine Art von richs
terlichern Entscheid, sondern sie als Stellvertreter der
Nat on cnksprech. n den gegründeten Ansprachen an
das N itioiialelgenthum; kvinmen ihnen aber diese Ans
sprachen unbegründet vor, so weisen sie dieselben keis

neswcgs ab, sonder» an den gewöhnlichen Richter,
un durch diesen zwischen der Nation und solchen
F derunqen absprechen' zu lassen. Cartier zieh!
seinen Antrag zurük, und der K wird einmülhig ans
genommen.

Herzog v. Es. will noch einen neuen z> beis
fügen, der bestimme, in wie viel Zeit die Verwais
-ungsramiuern die eingekommaen Ansprachen einsen»

den, und an wen und wie sie bieftlben einsenden sollen.



H über will den Verwaltungskammern hierzu drei
Monat Zeit geben. Escher glaubt ein neuer § sey

hier völlig überflüssig, indem nun einzig dem 2 und
5 § beigefügt werden muß: „diese Ansprachen sollen
innert 6 Monaten den Verwaltungskammern einge
sandt werden, welche dann nach Verlauf dieser Zeit
die eingekommnm Ansprachen dem Lollziehungsdmk-
rorium einliefern u. s. w." warum die Äerwairungs
kammern noch einer besondern Zeitfrist bedürfen, um
diese Ansprachen einzusenden, ist nicht einzusehen, und
könnte im Gegentheil zu Parcheilichketken und einem
der Nation schädlichen Aufschub Anlaas geben. Hu.
der vereinigt sich mit diesem lezten Antrag, welcher
angenommen wird.

§7. De sloes fittdet, dieser § sey dem Geist
der Mässigung und Gerechtigkeit, der sonst in diesem

Gutachten herrsche, zuwider, und greife in das Pel
vateigenthum ein; da nun viele Gemeinden Nutzungö
rechte und besonders Weldrechte in den Nationalwal-
düngen haben, die ihnen sehr wichtig sind, so will er

hierüber noch nicht entscheiden, sondern einzig hier
festsetzn, daß über solche Gegenstände durch die Ge

ftigeber abgesprochen werden müsse. Nüce verthei-

digt den K, weil ohne denselben also mit Bcivehal
rung der Weidrechte, wir nie keine gulbcsczten Natio
nalwaldungcn haben werden. H u ber stimmt auch zum
§, weil hier noch nicht die Weidrechte behandelt wer
den müssen, und die gesezgebenden Rathe sich ja durch
diesen § selbst die Entscheidung vorbehalten.Schlumps
findet den § deswegen streng, weil er nur auf di,
Nationalwaldungen Bezug hat und nicht auch auf die

Privatwaldungen ausgedehnt wird, daher fodert er
Durchstreichung dieses §. Ak ermann kennt den

Schaden des Wcidgangs in den Waldungen und
wünscht daher entweder Allgemeinmachung dieses §.
oder aber Verweisung desselben an die Weidrechts-
commission, weil dieses Recht durchaus nicht beibehal-
ten w-rden kann, wenn man Waldungen haben will.
Preux stimmt DesloeS bei, weil es ungerecht wäre,
solche Rechte, die vielen Gegenden sehr wichtig sind,
willkürlich aufheben i» wollen.

Carrard findet allerloderst diesen § unbestimmt,
denn er befaßt nicht nur die Weldrechte, sondern sehr

viele andere Nutzungsrechte, die wahres Eigenthum
sind, welche aber nicht genau genug angegeben sind,
daher auch glaubt er könne der § nicht so angenoiw
men werden, sondern die Commission musse denselben
näher bestimmen. Leicht kann der Fall eintreten, daß
die Gemeinden keinen andern Wndgang und ihre
Waldungen vielleicht durch Usurpation von Seite der
alten Regierungen verloren haben, und so würden sie

ihres ganzen ehemaligen Eigenthumsrechtes beraubt;
denn wollten wir alle ehmsligen Eigenthumsrechte auf
Nationalwaldungen zurükgebes — ich fürchte wir wür-
den wenig Nationalwaldungen beibehalten! Daher
sollen solche schädliche Nutzungsrechte erst wo möglich

ausgekauft werden, und wann die Gemeinden oder
Partikularen eigensinnig auf ihren Rechten beharren,
dann allenfalls kann über solche Gegenstände durch
die Gesezgebung abgesprochen werden. Er fodert Zm
rükweisting an die Commission.

Escher sagt: Wann es nicht um Schützung des
Nationaleigenthumes zu thun wäre, so würde ich kaum
wagen das Gutachte» zu vertheidigen, da ich so wenig
Erfolg davon voraus sehe; allein es ist um das Eigen--
thum der ganzen Nation, also aller Staatsbürger
zusammengenommen, zu thun, und um Aufhebung von
solchen Rechte», welche dieses Eigenthum nach und
nach zu Grund richten, und folglich verdient der Ge--
genstand sorgfältige Ucberlegung. Wann in der Nahe
eines der wichtigsten Narionalmagazine eine kleine leicht
feuerfangende Hütte ware, deren weiterer Gebrauch
einem wichtigen Nationaleigenchum die wahrscheinlichste
Gefahr bringen würde, würdet ihr euch nicht erlauben,
dem y. K der Constitution zufolge, jene Hütte gegen
volle Entschädigung für die Nation zu ziehen? Hier
ist es um das wichtigste Nationalmagazin, nämlich
um alle Nationalwaldungen zu thun, und nicht nur
von gefährlichen Nutzungsrechten, sondern von wirk--
lich augenscheinlich zu Grund richtenden Nutzungsrechten
die Rede, und warum denn sollten sie nicht gegen volle
Entschädigung aufgehoben werden dürfen: wir haben
keine andere Wczhl, als entweder die schon im grôsien
Verfall stehenden Nationalwaldungen, noch völlig zu
Grunde richten zu lassen, oder solche sie verderbende
Nutzungsrechte loszukaufen: denn nur von diesen Ruin
bewirkenden Rechten, wie z.B. allgemeiner Weidgang,
Harz dorren, u. d. gl. ist hier die Rede, nicht aber von
Beholzungsrechten, für deren Beibehaltung ja im Ge.-
gentheil durch den 11. § hinlänglich und bestimmt ge-
sorgt wird, und durch den § selbst ist ja genau dem
Wunsch Desloes entsprochen, daß die gefezgcbegden
Rathe sich den lezten Entscheid über die Aufhebung
dieser Rechte vorbehalten. Canard's Furcht, wirwerden
den Eigenthumsausprachen, wann sie auch begründet
sind, nicht hinlänglich entsprechen, wird hoffentlich
unbegründet seyn, denn noch nie sah ich Neigung, zu
Gunsten der ganzen Nation, das Privateigenthum
zu beschädigen, unter uns; ich stimme also zum Gut-
achten der Commission.

Secretan kann nicht zum § stimmen, weil er
ungerecht ist: denn oft besitzen die Gemeinden noch den
Boden des Waldes, dessen Holz einzig der Nation
gehört, und die Benutzung dieses Bodens wollten wir
ihnen entziehen? Auch ist das Weidrecht nicht zu ent-
schädigen, wann keine andre Weide vorhanden ist;
daher fodert auch er Rükweisung dieses § an die
Commission.

Ander werth ist zwar überzeugt, daß solche schad-
liche Nutzungsrechte abgeschaft werden müssen, allein
er wünscht, daß wir eine solche begünstigende Verfügung
nicht für die NatisnalwaldunM allein treffen, sondern



sie für alle Waldungsbesitzer ausdehne»/ um nicht gegen
diese ungerecht zu seyn.

Bourgeois stimmt ganz Secretan und Cartard
bei / und erhärt feierlich daß er dem Nationaleren-
<hum zulieb, keine Eingriffe in das Privateigenthum
machen will.

Desloes hoffte, daß seine blosse Anzeige fühlbar
machen werde, daß das Gutachten ungerecht sey und
dem Privateigenthum zu nahe trete, welches wir uns
durchaus in keinem Fall zu Schulden kommen lassen sollen,
daher verwirft er das Gutachten.

Kühn findet den Vorschlag der Commission theils
zu allgemein, theils zu unbestimmt, theils selbst unge-
recht, und glaubt die Commission hatte allerforderst
auf die verschiedncn Arten von Benutzungsrechten und
dann zweitens auf die Ausübungsart dieser Nutzungs-
rechte, Rüksicht nehmen, und dieselben näher entwickeln
sollen; er kennt nur 3 Arten eigentlicher Nutzungsrechte,
uämlich das Holzhaurccht, die Acherum und die Weich
farrh, denn das Harzbohren u. d. gl. find nicht recht-
liehe Nutzungsrechte. In Rüksicht der Ausübungsan
wird das Holzhaurecht nur dann schädlich, wenn es

nicht forstmässig ausgeübt wird; diesem aber soll durch

gute Forstpolizei vorgebogen werden. In Rüksicht des
Acherums und der Weidfarlh ist vor allem aus auf die

Art der Forsibenutzung zu sehen; geschieht diese durch
regelmassige Haue, so kann der Wald durch Einschläge
die dem Weidgange entzogen werden, b:s das Holz
darinn gehörig angewachsen ist, hinlänglich geschüzt

werden; geschieht aber die Forsibenutzung durch das
Jardiniren oder unregelmassige Aushauen, welches vor-
züglich in den Gebirgen üblich ist, so sollte um die
Schädlichkeit der Weidfarth und des Achcrums zu ver-
hüten, darinn kantonirt werden, d. i. gewisse bestimmte
Theile des Waldes successiv eingeschlagen, und jene Be-
nutzungsartcn darinn gestattet werden. Um nun diesen
verschiedncn Bedürfnissen zu entsprechen, fodert er Zu-
rükweisung dieses Z an die Commission, um statt dessen

die erfoderlichen Polizeigesetze hierüber vorzuschlagen.
Der § wird an die Commission zurükgewiescn.
§ 8. Cartier kann diesem § nicht beistimmen; denn

soll ein Bauer z. B. dem ein Wagen bricht, und der
ein Stük Holz haut, um seinen Wagen auszubeßern,
ein Nationalverbrecher seyn? und wer ein Stük Holz
aus Noth nimmt, sollte der ein Verbrechen gegen die
Nation begangen haben? oder ist denn das Holz der
Nation anders als das Holz der Partikularen? er
stimmt zu Durchsireichung des §.

Egg v. Ell. ist überzeugt, daß wir zum Schuz
der Nationalwaldungen sirenge Gesetze machen müssen,
und stimmt zmn § mit der einzigen Abänderung, statt
Verbrechen: Vergehen zu setzen.

Kühn findet überhaupt diese vsrgeschlagnen Straft
gesetze zu hart und zu allgemein. Sie unterscheiden die

Fälle nicht genug, die nach der Verschiedenheit des

Vergehens, verschieden bestrast werden müssen; in dem

sich hierüber folgende Unterschiede zeigen: I. In Rüst
ficht des Vergehens selbst, begeht entweder ein einzel-
ncr Mensch den Frevel, oder mehrere Personen verei-
nigen sich zu Begehung desselben; oder diese bewaffnen
sich, um sich gegen die Forsthüter zu sichern: dieses
leztcre ist einzig ein Verbrechen, die beiden erstem sin>
blos Frevel, deren aber der leztcre wegen seinen Folgen
strafbarer ist als der erstere. 2. In Rüksicht der Zeit
ist der Unterschied wichtig, ob das Vergehen bei Tag
oder bei Nacht begangen werde; wegen der allgemeinen
Sicherheit ist lezteres strafbarer als ersteres. 3. In
Rüksicht der Personen die es begehen, ist ein Unterschiel»
ob der Frevler ein gemeiner Bürger sey oder der Bann,
warth selbst; lezterer begeht unstreitig ein Verbrechen,
m In Rüksicht des Gegenstandes kommt es darauf an,,
ob stehendes Holz oder wirklich bearbeitetes Holz weg--
genommen werde. Im leztern Falle ist es ein Dieb--
stahl, weil die auf das Holz verwandte Arbeit, mit
geraubt wird ; ersteres ist ein blosser Frevel. Er fodert
also Rükweifung an die Commission, um auf diese Uns
terschiede Rüksicht zu nehmen.

Andcrwerthwill keinen Unterschied der Strafen,
zwischen Diebstahl an der Nation und zwischen dem
an Partikularen machen, und stimmt daher zur Durch-
streichung des §.

Der § wird mit den übrigen §§ des Gutachtens
an die Commission zurükgewiescn.

Escher begreift nicht, wie man den berschiedenen
Gründen die aufgestellt wurden um das Gutachten ver-
werfen zu machen, entsprechen, und doch dem eigmts
lichen Austrag der Commission ein Genügen leisten könne;
denn die Commission sollte ein einstweiliges kurzes Eiche--
rungsreglement für die Nationalwaldungen entwerfen,
und mm fodert man von ihr Forstpolizeigesetze, und
eine ganze Abtheilung eines Strafgesezbuches. Er bittet
also, daß man entscheide, ob man einen Forstcodep
oderein kurzes einstweiliges Forsireglementwolle; wollte
man aber alles in Einem haben, dann begehrt er, daß
jemand der Commission beigeordnet werde, der im
Stande sey, alle die detaillirten Bestimmungen in eine
kurze Forsiordnnng zusammenzubringen, welche Kühn
nun von der Commission fodcrte, und welche diese
bis zur Bearbeitung der Forstpolizei aufschieben zn
müssen glaubte.

Nüce stimmt ganz Efchern bei, denn er wollte
die Arbeit nicht unternehmen, bis man gründlich« We-
richte über die Waldungen habe, allein man wollte
schnelle Maaßregeln, und so habe»» wir denn
schnell gearbeitet, und glaubten doch zugleich wirksam
arbeiten zu müssen, denn so lange man nicht ernstlich
straft, veranlaßt man nur mehr Verbrechen, dahingegen
eine einzige exemplarische Strafe, künftige Verbreche«
verhüttn.

Secretan fodert Tagesordnung über Eschers
Antrag, indem man völliges Zutrauen in die Commis-
sion hat, und zwischen strafen und nicht strafen ein



Unterschied ist, und einen Hokzdiebstahl als ein Verbrechen
gegen die Nation zu strafen, ungefehr auf das Gleiche
herauskommt, wie die Strafe des Nationalverbrechens
welche ein Kaiser gegen denjenigen bestimmte, welcher
Das Wasser vor seiner Bildsaule abschlug. Man geht
zur Tagesordnung über Eschers Antrag.

Koch im Namen der Militärkommission legt fol-
gendes Gutachten vor:

Der große Rath an das Vollziehungs-
Direktorium.

In Erwägung daß die Bothschafk des Vollziehungs-
Direktoriums vom 30. Januar 17YY, welche zu Handen
Des Kriegsministers einen Kredit von Zwanzigrausend
Franken verlangt, nebst den Truppen die in Luzcrn den
Gcirnisonssienst versehen, noch anderer kleiner Corps
erwähnt, die in der Republik aufgestellt sind;

In Erwägung daß der Sold von kemen anderen
im Dienst der helvetischen Republik befindlichen Trup-
pen durch das Gesez bestimmt ist, als derjenige der
Legion,'welche,wirklich in Bern formirt wird, — ladet
der große Rath das Vollziehungsdiretrorium ein, bevor
er diesen Credit ertheilen kann:

1. Einen genaue» Etat alker derjenigen stehenden
Truppen einzugeben, welche neben der gedachten Legion
im Solde der helvetischen Republik sind, wori m so-
wohl die effektive Zahl der Mannschaft jeden Grades,
als auch die Art ihrer Waffen und die Zeit ihrer Errich-
rung angezeigt sey.

a. Diesem Etat die Besoldungstabellen beizufügen,
nach welchen die verschiedenen Corps dieser Truppen
bis anhin sowohl in Geld als Rationen besoldet wor-
Den sind.

Dieser Antrag wird angenommen.
K 0 ch im Namen der Majorität der Militärkom-

mission legt ein Gutachten vor, in Ruksicht der Both-
schaft des Vollziehungsdirckcoriums über die Frage:
ob die studierenden geistlichen Bürger vom Militär neust
ausgenommen seyn sollen, welchem zufolge keine an-
Derc Ausnahmen statt haben sollen, als diejenigen wel-
che schon in dem Gesez über Organisation der Landmi-
Hz enthalten sind.

Cartier fodert von Koch ein Minoritätsgntach-
ten. Hu ber glaubt man könne von Koch kein zwei-
tes Gutachten foderu. Koch anerbietet sich ein zwei-
tes Gutachten vorzulegen. Eartiers Antrag wird
angenommen.

Koch sagt: freilich ist der Dienst des Vaterlan-
Des asten andern vorzuziehen, allein es giebt verse! ie-

dene Arten dem Va.erland zu dienen, und w nu wir
alle jungen Bürger ohne Ausnahme die Waffen wagen
machen und eine lange Kricgsperiode entsteht, so kommt
Die Nation im Fall wieder eine lange Periode von Un-

wiffenheit oder selbst Unftttlichkeit durchzugehen, ehe sie
wieder auf denjenigen Standpunkt kommt, auf dem sie

war, als alle junge Studirende dem Studium entzogen
wurden, um in den Krieg zu gehen. In Rükncht der
Studirenden in der Theologie ist zu bemerken, daß meist
nur stillere Jünglinge hierzu gewidmet werden, die zum
Kriegsdienst nicht besonders gelchikt sind; oder aber
wann wir sie mitten aus ihren Studien herausnehmen
um sie in Den Krieg gehen zu machcff, so kommen sie

dadurch entweder für immer um ihren Beruf, oder wir
werden dadurch dem Volk Seelsorger geben, die mehr
für Husareupfarrer als für wahre sittliche und gebildete
Volkslehrer dienlich sind: daher glaube ich müssen diese
vom Kriegsdienst ausgenommen we. den. In Rüksicht
der jungen Wundärzte ist zu bemerken, daß ihre Aus-
bildung meist kostbar ist, ungeachtet sie gewöhnlich nicht
aus der begütercen Bürgcrkiasse herftammen: nehmen
w:r sie nun mitten aus ihren Studien zum K iege weg,
so werden sie entweder als halb gebildete Wundärzte
ihr ganzes Leben durch unendlich viel Böses anrichten,
durch ihre Unwissenheit, oder wir berauben sie ganz ci-
ms Berufs und Brodcrwerbs, welchem sie wahrschcin-
lich schon einen großen Theil ihres Vermögens aufgc-
opfert haben, daher auch diese billig vom Kriegsdienst
auszunehmen sind. Um aber allen Mißcräuchcn zuvor
zu kommen, zu denen diese Ausnahmen Anlaas geben
können, ist es am zwekäßigsten festzusetzen, daß nur
solche Studierende ausgenommen werden sollen, wel-
che sich schon bestimmt seit wenigstens 2 Jahre» auf eine
dieser beiden Berufsarten vorbereitet und dazu haben
einschreiben lassen, dadurch dann kommen wir nicht im
Fall, da viele Jünglinge sich nur dem Schein nach ei-
nem solchen Beruf widmen, um sich dadurch vom Mili-
tardicnst zu befreien. Von den Juristen will ich nichts
sagen, weil man inir Vorliebe für meinen Stand vor-
werfen könnte, und weil diese eher als die beiden be-
nannten Arten von Studierenden ihre Studien unter-
brechen können.

Gap a ni stimmt zum Gutachten der Mehrheit der
Commission, weil er darin die wahren Grandsatze der
Gleichheit vorfindet, und überzeugt ist, daß beim Gut-
achten der Minderheit, bald alle Lehrsale von reichen
jungen Bürgern angefüllt wären, die dann nach dem
Krieg sich doch noch über die Vaterlandsv-rlheidiger er-
heben würden: auch glaubt er werden einige Dienstjahre
den Geleh -ten nur etwas mehr Patriotismus geben, als
sie in den Lehrstuben erhalten. Er fodert übrigens Ta-
gesordmmg über die Bothschaft des Direktoriums, dar-
auf gegründet das Die Gleichheit keine Ausnahmen ge-
stattet.

(Die Fortsetzung folgt.)
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